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Verfahrens sprach. 
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B.zeichxrnzig dar Erfindung: 
Versch1iei.vorrichtung zuin Versch1iefen von Of fnungen in 
Schut zruxnen 

Patentanmelder: 
Firma FSA Brandschutz GinbH, vormals ABS Ailgemeiner BrandsChutz 
G.u.M. Breivogel GrnbH 

Weitere Verfahrensbeteiligte: 
gte Gesellschaft für technische EntwiCklung AG 
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Umschreibung/BRANDSCHUTz 

Re].evante Rechtsnorm.n: 
EPU Art. 61, 72, 104 
EPU R. 13, 20 

Schlagwort: 
"Eintragung eines RechtsUbergangs" 
"Umschreibungsantrag auf Basis einer nicht rechtskrattigen 
Ent scheidung" 
"Offentliche Urkunde gemag R. 20(1) EPU" 
"Aussetzung des Verfahrens" 
"Kostenverteilung im Umschreibungsverfahren" 

Zitierte Entscheidung.n: 
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Leitgatz: 

i. Ein RechtsQbergang der europáischen Patentanmeldung kann in 
das Europàische Patentregister aufgrund einer Offentlichen 
Urkunde gemag Regel 20 (1) EPU nur eingetragen werden, wenn 
sich der Rechtsubergang aus der ôffentlichen Urkunde 
unmittelbar ergibt. 

Of fentliche Urkunden, die selbst einen RechtsQbergang nicht 
bezeugen, aus denen sich aber rnittelbar ergibt, dag em 
RechtsQbergang aufgrund einer anderen, nicht eingereichten 
Urkunde eingetragen ist, reichen für eine Umschreibung nach 
Regel 20 EPU nicht aus. 

Die Aussetzung eines Erteilungsverfahrens bewirkt, dais das 
Erteilungsverfahren unverndert in dem Rechtsstadiuin verbleibt, 
in dern es sich zuin Zeitpunkt der Aussetzung befand. 

Eine Kostenverteilung findet irn Urnschreibungsverfahren 
grundsatzlich nicht statt. 
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EPU Art. 61, 72, 104 
EPU R. 13, 20 

Schlagwort: 
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Leitsatz: 

Ein RechtsQbergang der europaischen Patentarimeldung kann in 
das Europaische Patentregister aufgrund einer ôffentlichen 
Urkunde gem&Z Regel 20 (1) EPU nur eingetragen werden, wenn 
sich der Rechtsübergang aus der Offentlichen Urkunde 
uninittelbar ergibt. 

Of fentliche Urkunden, die selbst einen Rechtsubergang nicht 
bezeugen, aus denen sich aber mittelbar ergibt, dais em 
RechtsQbergang aufgrund einer anderen, nicht eingereichten 
Urkunde eingetragen ist, reichen für eine Umschreibung nach 
Regel 20 EPU aus. 

Die Aussetzung eines Erteilungsverfahrens bewirkt, dais, das 
Erteilungsverfahren unverändert in dern Rechtsstadium verblejbt, 
in dem es sich zurn Zeitpunkt der Aussetzung befand. 

Eine Kostenverteilung findet un Umschreibungsverfahren 
grundsatzlich nicht statt. 
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Sachverhalt und Antrãe 

Die Firma ABS Ailgemeiner Brandschutz G.u.M. 

Breivogel GinbH reichte am 9. November 1987 als alleinige 

Amnelderin die europ&ische Patentanmeldung Nr. 87730140.8 

em. 

Am 22. Juli 1991 hat die Prufungsabteilung die Erteilung 

des europischen Patents beschlossen. Der Hinweis uber 

die Erteilung un Europãischen Patentblatt 91/35 wurde am 

28. August 1991 bekanntgemacht. 

Am 26. August 1991 reichte die Firma gte Gesellschaft für 

technische Entwicklung AG einen Antrag auf Eintragung des 

Rechtsübergangs der oben genannten europãischen Patent-

aruneldung em. Dem Eintragungsantrag war eine beglaubigte 

Kopie des Urteils des Landgerichts Frankfurt am Main vom 

24. Juli 1991 beigefiigt, mit dem festgestellt wu.rde, da1 

u. a. die oben genannte Patentanmeldung auf die Firma gte 

Gesellschaft für technischë Entwicklung AG zurück-

übertragen ist und ihr zusteht. 

Mit Schreiben vom 27. September 1991 teilte die 

Umschreibstelle der Firma gte Gesellschaft für technische 

Entwicklung AG mit, dag die oben genannte europäische 

Patentanrneldung antragsgem&S mit Wirkung vom 

26. August 1991.auf sie umgeschrieben wurde und daJ 

dieser Rechtsübergang in das europaische Patentregister 

eingetragen und im Europäischen Patentblatt (1.12/11.12) 

verôffentlicht werde. 

Die ursprungliche Arimelderin, die Firma ABS Aligemeiner 

Brandschutz G.u.M. Breivogel GmbH, beantragte mit 

Schreiben vom 25. Oktober 1991, eingegangen am 

28. Oktober 1991, eine beschwerdefhige Entscheidung, da 

sie der Auffassung sei, dais ein Rechtsübergang nicht 

scattgefunden habe. 

1026.0 	 . . .1... 
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Von der Rechtsabteilung wurde am 13. Màrz 1992 

entschieden, da1. der RechtsQbergang der europaischen 

patentanmeldung Nr. 87730140.8 auf die Firma gte 

Gesellschaft für technische Entwicklung AG als Aninelderin 

mit Wirkung vom 26. August 1991 in das europäische 

Patentregister einzutragen war, weil sich aus dem Urteil 

des Landgerichts Frankfurt am Main ergebe, daft zwischen 

den Parteien ein Ubertragungsvertrag abgeschlossen sei, 

dessen wirksamer Abschlug den EntscheidungsgrQnden.des 

Urteils zu entnehmen sei. 

Gegen diese Entscheidung hat die ABS Brandschutz G.u.M. 

Breivogel GinbH am 21. Mai 1992 unter gleichzeitiger 

Zahiung der BeschwerdegebUhr Beschwerde eingelegt mit dem 

Antrag, 

die Entscheidung über den Rechtsübergang der 

europãischen Patentanrneldung Nr. 87 730 140.8 auf die 

Firma gte Gesellschaft für technische Entwicklung AG 

als Aninelderin aufzuheben und die ursprunglich 

eingetragene Anxnelderin ABS Aligemeiner 

Brandschutz G.u.M. Breivogel GrnbH wieder in das 

europ&ische Patentregister einzutragen, 

der Firma gte Gesellschaft für technische 

Entwicklung AG die Kosten des Beschwerdeverfahrens 

aufzuerlegen. 

Die BeschwerdebegrQfldUng ist am 24. Juli 1992 

eingegangeri, mit der u. a. ausgefQhrt wurde, daf, gegen 

das Urteil des Landgerichts Frankfurt am 

19. November 1991 Berufung eingelegt wOrden sei. Das 

Urteil sei daher nicht rechtskrãftig. 

VIII. Am 11. November 1992 wurde von der Geschftsste11e der 

BeschwerdekaIrfler der Beschwerdeführerin mitgeteilt, da 

die Beschwerdebegründuflg erst am 24. Juli 1992 

1026.D 	 . - .1.. 
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eingegangen und daher die Beschwerde voraussichtlich als 

unzul&ssig zu verwerfen sei. Darauf erwiderte der 

Vertreter der BeschwerdefUhrerin, da:9 die Entscheidung 

der Rechtsabteilung erst am 25. Mãrz 1992 zugestelit 
wurde. -ir 22. Dezembe 12 wurde dent Vertret.er  von dent 

Berichterstatter mitgeteilt, dag die angefochtene 

Entscheidung durch eingeschriebenen Brief vom 
13. Mãrz 1992 mit RUckschein zugesteilt wurde und dais der 

Rückschein am 16. Màrz 1992 vom Einpfanger unterzeichnet 

worden sei. Eine Kopie der beiden Seiten des Rückscheins 

wurde beigefflgt. 

In seinern Brief vorn 6. Januar 1993 führte der Vertreter 

aus, daft die Entscheidung der Rechtsabteilung ohne 

Rückschein oder sonstige besondere Zustellungsform in die 

an seine Kanzlei gerichteten Postsendungen gegeben wurde, 
am 25. Mrz 1992 dort eingegangen sei und mit einem 

Eingangsstempel dieses Datums.versehen wurde. Die 

Unterschrift auf dent Rückschein sei weder seine 

Unterschrift noch die seiner beiden Bevo11mchtigten noch 

diese seiner Ehefrau. Die Tinterschrift auf dern Rückschein 

sei ibm mm ubrigen unbekannt. 

Zugleich wurde hilfsweise ein Antrag auf Wiedereinsetzung 

unter gleichzeitiger Zahiung der Gebi).hr gestelit. 

In ihrer Eingabe voin 27. Januar 1993 beantragte die 

Beschwerdegegnerin, die Beschwerde wegen Unzu1ssigkeit 

zu verwerf en und der BeschwerdefUhrerin die Kosten des 

Verfahrens einsch1ie.1ich ihrer Aufwendungen 
aufzuerlegen. Hilfsweise wurde beantragt, die Beschwerde 

wegen Unbegrcindetheit zu verwerf en. Mit Bezug auf die 

Unzulässigkeit verwies die Beschwerdegegnerin darauf, daf 

die Beschwerde von der Firma "ABS Brandschutz G.u.M. 

Breivogel GITtbH statt von der Firma "ABS Aligemeiner 

Brandschutz G.u.M. Breivogel GrnbH" ausgegangen sei, und 

daS die Beschwerdebegrcrndung verspatec eingereicht wurde. 

1026.D 	 .. .1... 
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Mit Brief vom 22. Februar 1993 fUhrte die 

Beschwerdeführerin aus, nur am Anfang der Beschwerde-

schrift g&be es einen Schreibfehler bei der erwähnten 

Vollrnacht, was sich aus dern in der Beschwerdeschrift 

gesteilten Aritrag ergebe, der kiar stelle, dag die 

ursprQnglich eingetragene Aninelderin ABS Aligerneiner 

Brandschutz G.U.M. Breivogel GinbH wieder in das 

europische Patentregister èinzutragen sei. 

In einern Bescheid vorn 6. Juli 1994 wurde den Parteien 

mitgeteilt, dag gegen die Zulassigkeit der Beschwerde 

keine Bedenken bestehen, und daI! der Antrag der 

Beschwerdegegnerin, der sich auf das Urteil des 

Landgerichts Frankfurt am Main stQtzt, gemJ, 

Artikel 61 EPU zu behandein ist. 

Am 30. Juni 1994 hat die Beschwerdegegnerin eine 

notariell beglaubigte Fotokopie des inzwischen 

rechtskrftig gewordenen Urteils des Oberlandesgerichts 

Frankfurt am Main vom 25. Februar 1993 übersandt. Mit 

dieser Entscheidung wurde das am 24. Juli 1991 verkQndete 

• 	 Urteil des Landgerichts Frankfurt am Main abgendert: die 

Beschwerdeführerin wurde verurteilt, der RQckQbertragung 

von u. a.. der europischen Patentanmeldung Nr. 87730140.8 

auf die Beschwerdegegnerin zuzustirnmen und alle für die 

Urnschreibung zuin Volizug der Rückübertragung 

erforderlichen Erklàrungen abzugebe±i. In der Begrundung 

(S. 43) wurde u. a. ausgefuhrt, da der Beschwerde-

gegnerin als Folge ihrer wirksarn erklàrten fristlosen 

Kundigung vorn 25. Mai 1990 des VertragsverMltnisses 

gem&Z § 10 Abs. 4 des Vertrags vom 31. August 1984 em 

vertraglicher Anspruch auf Ubertragung der Vertrags-

schutzrechte zustand. 

Mit ihrern Brief vorn 21. Juli 1994 hat die Beschwerde- 

gegnerin den Urnschreibungsantrag auf Basis des 

rechtskraftig gewordenen Urteils aufrechterhalten; 

1026.D 	 . 	 .. 	. . - I... 
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hilfsweise hat sie beantragt, die Schutzrechte gemai 

§ 8 (3) des im Urteil abgedruckten zwischen den Parteien 

geschlossenen Lizenzvertrags vorn 31. August 1984 auf sie 

als zurückubertragen anzusehen. Dazu wurde gebeten, die 

Ruckübertrg zu beschlieen bzw., zu besttigen oder 

die Sache an die erste Instanz zurückzuverweisen, dainit 

dort die Umschreibung bestatigt werden kOnne. 

XIV. Weil aus der von der Beschwerdegegnerin am 21. Juli 1994 

Ubersandten Kopie des Beschlusses des Aintsgerichts Mainz 

vorn 20. April 1993 hervor ging, dag die Beschwerde-

fUhrerin, Firma FSA Brandschutz GrnbH, vormals ABS 

Ailgemeiner Brandschutz G.u.M. Breivogel GmbH, in Konkurs 

gegangen war, wurde dem Konkursverwalter mit Bescheid vom 

1. September 1994 mitgeteilt, dag die Karniner gemai 

Regel 90 (2) EN) beabsichtige, das Verfahren nach dem 

1. November 1994 wiederaufzunebrnen. Auf die Arif rage der 

Kalrffner, ob er das Verfahren fortsetzen oder ob er 

angesichts des zitierten rechtskraftigen Urteils des 

Oberlandesgerichts Frankfurt am Main die von der 

Konkursschuldrierin eingelegte Beschwerde zurücknehmen 

wolle, antwortete der Konkursverwalter nicht. 

Entscheidungsgrüride 

	

1. 	Zu1ssigkeit de.r Beschwerde 

	

1.1 	Die am 21. Mai 1992 gegen die Entscheidung der 

Rechtsabteilung vom 13. Màrz 1992 eingelegte Beschwerde 

ist rechtzeitig eingegangen. 

	

1.2 	Zwar ist die Beschwerde formal von der Firma "ABS 

Brandschutz G.u.M. Breivogel GmbH" statt von der Firma 

"ABS Aligemeiner Brandschutz G.u.M. Breivogel GmbH" 

erhoben, aber aus dem in der Beschwerdeschrift gesteliten 

Antrag ergibt sich kiar, daS die Beschwerde von der 

1026.E) 	 . 
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ursprUnglich eingetragenen Arimelderin "ABS Aligemeiner 

Brandschutz G.u.M. Breivogel GinbH" eingelegt wurde, 

worauf die BeschwerdefUhrerin zu Recht hingewiesen hat. 

1.3 	Die angefochtene Entscheidung vom 13. März 1992 wurde am 

selben Tag mit eingeschriebenen Brief gegen Rückschein an 

den zugelassenen Vertreter der BeschwerdefUhrerin 

abgesandt und am 16. Marz 1992 wurde der RUckschein vom 

Empfnger unterzeichnet, so dais die Beschwerdebegründung 

spãtestens am 23. Juli 1992 hãtte eingehen mQssen. Ihr 

Eingang erst am 24. Juli 1992 ware also verspatet. 

Die Karnmer hat jedoch bestatigt, dag die auf dem 

RUckschein befindliche Unterschrift nicht vom Vertreter 

starnrnt und dag aufgrund der von diesem Vertreter 

übermittelten Unterlagen diese Unterschrift wohi auch 

nicht von einem der Bevollrnachtigten oder von der Ehefrau 

des Vertreters geleistet worden ist. 

Da nach der Bekundung des Vertreters diesem die 

Unterschrift unbekannt ist, ergibt sich ein Zweifel Uber 

den Zeitpunkt des Zugangs. Nach Regel 78 (3) EPTJ hatim 

Zweifel das EPA den Zugang des SchriftstUcks und den Tag 

des Zugangs nachzuweisen. 

Unter den gegebenen Umstanden ist nur das Datum des 

Eingangsstempels.der Kanzlei des Vertreters vom 

25. Marz 1992 als Tag. des Zugangs nachzuweisen. Dieses 

Datum erscheint der Kamrner.auch deshalb plausibel, weil 

auch in der Beschwerdeschrift bereits von der am 

25. Marz 1992 zugesteliten Entscheidung die Rede ist und 

weil in dem Brief des Vertreters vom 19. Mai 1992 an die 

mit der Einreichung der Beschwerde beauftragte Person 

eine am 25. Mal 1992 ablaufende Frist erwähnt wurde. 

1026.D 	 . . . 1... 
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1.4 	Aus dem Vorgehenden folgt, dag die Beschwerde zulassig 

ist und dag der von der Beschwerdeführerin hilfsweise 

gesteilte Antrag auf Wiedereinsetzung ohne Gegenstand 

war, so daf, die Wiedereinsetzungsgebuhr zurückzuzahlen 

ist. 

	

2. 	Der Umschreibungsantrag 

2.1 Mit der angefochtenen Entscheidung hat die Rechts-

abteilung beschlossen, den Rechtsubergang der 

europischen Patentanxneldung auf die Beschwerdegegnerin 

mit Wirkung vom 26. August 1991 in das Europische 

Patentregister einzutragen. Die Beschwerdegegnerin hatte 

beantragt die Patentanxneldung aufgrund des von ihr 

überreichten Urteils des Landgerichts Frankfurt vom 

24. Juli 1991 auf sie uxnzuschreiben. Dem Antrag auf 

Umschreibung hat die angefochtene Entscheidung zwar 

entsprochen, jedoch wurde der Rechtsubergang nicht 

aufgrund des Urteils des Landgerichts Frankfurt in das 

Patentregister eingetragen, sondern aufgrund eines 

Ubertragurigsvertrages zwischen den Parteien, der im 

Urteil des Landgerichts Frankfurt erwhnt wird. Die erste 

Instanz hat aus diesem Grund die Voraussetzung der 

Regel 20 und des Artikels 72 EPU als erfüllt angesehen 

und deshaib den RechtsQbergang gemag Regel 20 (3) EPU mit 

Wirkung vom 26. August 1991 in das Patentregister 

eingetragen. 

	

2.2 	Es ist zunchst zu priif en, ob die angefochtene 

Entscheidung die Urnschreibung gern&S Artikel 72 und 

Regel 20 EPT) zu Recht beschlossen hat. 

Artikel 72 EPU bestiirnt, dais die rechtsgeschàftliche 

Ubertragung der europischen Patentanmeldung schriftlich 

erfolgen mug und der Unterschrift der Vertragsparteien 

bedarf. Nach Regel 20 EPU wird jeder Rechtsübergang der 

europischen Patentanmeldung auf Antrag eines Beteiligten 

1026.D 	 . . .1... 
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in das Europàische Patentregister eingetragen, wenn das 

Original oder eine beglaubigte Abschrift des Uber-

tragungsvertrags oder der Offentlichen Urkunden, aus 

denen sich der Rechtsubergang ergibt, eingereicht werden. 

Ein Original oder eine beglaubigte Abschrift eines 

Ubertragungsvertrags wurde nicht eingereicht. Die 

angefochtene Entscheidung geht jedoch davon aus, dag das 

Urteil des Landgerichts Frankfurt eine Of fentliche 

Urkunde im Sinne der Regel 20 (U EPU sei, aus der ,  sich 
der RechtsCibergang ergibt, weil den Gründen dieser 

Entscheidung ein wirksarner Abschlug eines Ubertragungs-

vertrags zu entnehrnen sei. Die angefochtene Entscheidung 

hat - wie sie ausführt - die Anineldung nicht aufgrund des 

Urteilstenors eingetragen, sondern aufgrund eines 

Ubertragungsvertrags, der in den GrUnden des Urteils 

erwhnt ist. Damit hat die erste Instanz das Vorliegen 

der Voraussetzungen der Regel 20 EN) zu Unrecht 

angenornmen. 

2.3 	Regel 20 (1) EPU setzt fiar die Eintragung eines 

RechtsQbergangs einer europäischen Patentanrneldung in das 

Europische Patentregister voraus, dag dein Europãischen 

Patentarnt ein Dokurnent Uberreicht wird, aus dem sich der 

RechtsUbergang ergibt. Ein soiches Dokurnent kann entweder 

das Original oder die beglaubigte kbschrift des 

Ubertragungsvertrags oder eine Offentliche Urkunde über. 

den Rechtsubergang sein. Es mug sich also urn ein Dokurnent 

handeln, das aus sich heraus den RechtsQbergang bezeugt. 

Das von der Antragstellerin überreichte Urteil des 

Landgerichts Frankfurt ist zwar eine Offentliche Urkunde, 

sie bezeugt aber nicht den bereits eingetrètenen 

Rechtsubergang, sondern steilt im Urteilstenor lediglich 

fest, dais die vorliegende Arirneldung auf die Beschwerde-

gegnerin zurückzuQbertragen sei und ihr zustehe. Das irn 

ubrigen zur Zeit der Antragstellung noch nicht 

rechtskräftige Urteil des Landgerichts Frankfurt ist 

1026.D 	 . . . /. 
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daher keine ôffentliche Urkunde im Sinne der Regel 

20 EPU, well sich aus ihr kein eingetretener 
RechtsUbergang ergibt. 

	

2.4 	Die angefochtne Entsceidung hat jedoch ceglaubt, sll 

kOnne die Anmeldung aufgrund eines Ubertragungsvertrags 

uxnschreiben, der ihr zwar nicht vorgelegt worden war, der 

aber in dern Urteil des Landgerichts Frankfurt erwhnt 

ist. Dieser Auffassung kann die Kaxnmer nicht folgen. 

Regel 20 setzt nàmlich für eine Eintragung eines 

RechtsQbergangs voraus, daS dern Europäischen Patentaxnt 

ein Doku.rnent überreicht wird, aus dexn sich unrnittelbar 

der RechtsQbergang ergibt. Wird lediglich ein Dokuinent 

uberreicht, das selbst einen RechtsUbergang nicht 

feststellt, das aber ein anderes Dokuinent erwhnt, aus 

dem sich ein Rechtsubergang ergeben kOnnte, so reicht das 

für eine Umschrejbung nach Regel 20 (1) EPU nicht aus. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit muf für eine 

Uinschreibung ein Dokuxnent eingereicht werden, das als 

soiches unmittelbar den bereits eingetretenen 

RechtsQbergang bezeugt. Offentliche Urkunden aus denen 

sich nur rnittelbar ergibt, da:9 - ein Rechtsübergang 
aufgrund einer anderen, nicht eingereichten Urkunde 

eingetreten ist, reichen für eine Umschreibung einer 

europãischen Anineldung nach Regel 20 (1) EN) nicht aus. 

Die angefochtene Entscheidung hatte daher die europaische 

Anineldung aufgrund eines Ubertragungsvertrags nicht 

uxnschreiben dürf en, insofern ist die angefochtene 

Entscheidung daher zu Unrecht ergangen. 

	

2.5 	Es bleibt jedoch zu prüf en, wie der Antrag auf Eintragung 

des RechtsQbergangs hâtte richtig behandelt werden 

sollen. 
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Der Antrag der Beschwerdegegnerin war ersichtlich em 

Antrag gem&Z Artikel 61 (1) a) EPU, da beantragt wurde, 

die vorliegende Anmeldung aufgrund des beigefugten - 

Urteils auf die Beschwerdegegnerin umzuschreiben. Mit der 

Vorlage des nicht rechtskrftigen Urteils hatte die 

Beschwerdegegnerin ausreichend nachgewiesen, daZ sie em 

Verfahren gegen den Anmelder der vorliegenden Patent-

anrneldung eingeleitet hatte, den Anspruch auf Erteilung 

des europãischen Patents ihr zuzusprechen. Die erste 

Instanz hãtte also das Erteilungsverfahren mit Wirkung 

vom 26. August 1991 gemãS Regel 13 (1) EPT) aussetzen 

mUssen. Die Aussetzung des Erteilungsverfahrens hat die 

Wirkung, daZ in dent ausgesetzten Verfahren weder das 

Europische Patentamnt noch die Parteien wirksam 

Rechtsakte vornehrnen kOnnen. Das Erteilungsverfahren 

verbleibt vielrnehr unveràndert in dent Rechtsstadiuin, in 

dent es sich zurn Zeitpunkt der Aussetzung befand. Das 

bedeutet,.daZ Axntshandlungen nach Eintritt der Aussetzung 

keine Wirksamkeit entfalten kOnnen. Die am 

28. August 1991, also nach der Aussetzung er.folgte 

VerOffentlichung der Erteilung des Patents mm Patentblatt 

hätte also nicht erfolgen dürfen, und 1st daher zu 

widerruf en. 

2.6 	mm Laufe des Beschwerdeverfahrens wurde das Urteil des 

Oberlandesgerichts Frankfurt vom 25. Februar 1993 

eingereicht, daidas Urteil des.Landgerichts Frankfurt 

abndert und die Beschwerdeführerin verurteilt der. 

RUckQbertragung der vorliegenden Anmneldung auf die 

Beschwerdegegnerin zuzustirrimnen und alle für die 

Umschreibung zurn Volizug der RückUbertragung 

erforderlichen Erklrungen abzugeben. Dieses Urteil ist 

inzwischen rechtskrftig., da nach dent Negativattest des 

Bundesgerichtshofs vom 28. Mãrz 1994 eine Rechtsmittel-

schrift nicht eingereicht worden ist. Daher kann nunmnehr 

die vorliegende Arimneldung gem&.:9 Artikel 61 (1) a) EPU 

anstelle der BeschwerdefQhrerin als eigene An.rneldung der 

1026 .D 
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Beschwerdegegnerin weiterverfolgt werden. Demgernag kann 

nunmehr im Europaischen Patentblatt auf die Erteilung 

hingewiesen werden. 

	

3. 	Kosten 

Den Kostenanträgen der Parteien konnte nicht entsprochen 

werden, da das Europaische PatentUbereinkoirimen eine 

Kostenverteilung nur im Einspruchsverfahren gem 

Artikel 104 EPU, nicht aber in anderen Verfahren 

vorsieht. Daher kann in diesern Verfahren eine 

Kostenentscheidung nicht ergehen, so dag es bei dem 

Grundsatz verbleibt, dais jede Partei ihre eigenen Kosten 

zu tragen hat. Es bedarf keiner Entscheidung, ob hiervon 

eine Ausnahine dann gilt, wenn ein Rechtsmibrauch gegeben 

ist, da für ein rechtsmibràu1iches Verhalten einer 
Partei im vorliegenden Verfahren nach Auffassung der 

Kainmer keine Arihaltspunkte ersichtlich sind. 

Exit scheidungsforxnel 

Aus diesen Gx-unden wird exitschiedexi: 

	

1. 	Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

	

2. 	Die Sache wird an die erste Instanz mit der Auflage 

zurückverwiesen 

die europãische patentanineldung anstelle der 

Eeschwerdeführerin als eigene Anrneldung der 

Beschwerdegegnerifl weiterzuverfolgen, 

den Hinweis auf die Erteilung des Patents im 

Europãischefl Patentblatt vom 28. August 1991 zu 

widerruf en, 
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c) einen Hinweis über die Erteilung des Patents 

zugunsten der Beschwerdegegnerin im Europischen 

Patentblatt bekannt zu machen. 

Die RUckzahlung der Wiedereinsetzungsgebuhr wird 

angeordnet. 

Die Kostenantrãge werden zurUckgewiesen. 

Der Gescháftsstellenbeamte: 	Der Vorsitzende: 

M. seer 	 R. L. J. Schulte 
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